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Vorwort 

Die vorliegende Dissertation wurde von der Juristischen Fakultät der Lud­
wig-Maxirnilians-Universität zu München im Sommersemester 1997 ange­
nommen. Sie wurde aktualisiert und befmdet sich nunmehr auf dem Stand vom 
Februar 1999. Berücksichtigt wurden insbesondere die zwischenzeitlich ergan­
genen Telekommunikationsrichtlinien der Gemeinschaft zur Lizenzierung, zur 
Zusammenschaltung und zum Sprachtelefondienst, die aufgeflammte Diskussi­
on zu universaldienstrelevanten Regelungen des Telekommunikationsgesetzes, 
z. B. hinsichtlich der Entgeltregulierung und des Netzzugangs, sowie die von 
der Federal Communications Commission in den USA zur Umsetzung des Te­
lecommunications Act entwickelten Vorgaben. Mein besonderer Dank gilt 
meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. Peter Lerche, der meine Neigung für 
das öffentliche Recht geweckt und das Promotionsvorhaben mit großem Ver­
ständnis und Einfühlungsvermögen betreut hat, und meinem Habilitationsvater, 
Herm Professor Dr. Michael Sachs, der mich in der Technik wissenschaftlichen 
Arbeitens unterwiesen hat. Zu danken habe ich auch Herrn Professor Dr. Peter 
Badura für die überaus rasche Erstellung des Zweitgutachtens. 

Die Arbeit ist im wesentlichen in den Jahren 1995/1996 entstanden, die für 
die Telekommunikation stürmische Zeiten des Umbruchs waren. Sie konnte 
nur deshalb so zeitnah abgeschlossen werden, weil ich von verschiedener Seite 
tatkräftige Unterstützung erhalten habe. Besonders hervorheben möchte ich das 
Sekretariat des Ausschusses für Post und Telekommunikation, das mir trotz 
starker Arbeitsbelastung die notwendigen Gesetzesmaterialien auf direktem 
Weg zur Verfügung gestellt hat, die Mitarbeiter der Bibliothek des Fachbe­
reichs II der Freien Universität Berlin, die mir bestmögliche Arbeitsbedingun­
gen gewährten, und die Mitarbeiter am Lehrstuhl für Staats- und Verwaltungs­
recht der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, insbesondere Frau Uta Bis­
kup, Herrn Thornas Brüggemann und Herrn Bemd Wermeckes, deren Hilfsbe­
reitschaft über das unter Kollegen übliche Maß weit hinausging. Mein Dank 
gilt schließlich auch Frau Yvonne Jaenicke für die umsichtige Umsetzung des 
Manuskripts sowie Frau Dorrit Weinspach und Herrn Oliver Gäng für die Hilfe 
bei der Erstellung der Druckvorlage. Mehr als Danksagung schulde ich meiner 
Familie rur die Nachsicht und den Rückhalt. 

Berlin, im November 1999 Kay Windthorst 



"We are faced with the reality that technology and consumer demand 
have combined to overrun the defmitions and regulatory scheme of 
telecommunications" . 

(Federal Communications Commission, Second Computer Inquiry) 
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